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Die Verfassung.
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7774Sgr., in Berlin bei allen ZeitungssSpediteuren incl. Botenlohn 6 Sgr., in der Expedition, Mphkenstk»34, 41x2 Sgk»
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Jnserate
die Zeile 3 Sgr.

Das erste Vierteljahr des Bestehens unseres
Blattes geht zu Ende, und die andauernde

Steigerung der Zahl unserer Abonnenten giebt
uns die erfreuliche Zuversicht, den«Beifall
Unserer Leser gefunden zu haben Wir»hoffen
Uns diesen Beifall durch die unveranderte
. altung unseres Blattes auch fernerhin zu er-
halten. Wir ersuchen unsere Abonnenten, die

Erneuerung ihrer Abonnementls bei den be-

treffenden Postanstalten moglichst zeitig zu

bewirken, damit ie das Blatt ohne»Unter-
brechung regelmäßigerhalten. Gleichzeitiger-

suchen wir unsere eser durch größtmöglichste
Verbreitung

- unseres - Blattes- unserem Unter- —-

«

re Unterstützung zukommen zu lassen.nehmen lh
Die Redaktion der Verfassung

VIIIwir nicht initrathen, da wir nicht
mitthateu.

Der zweiundsechzisteArtikel sderVerfassung lautet:
»Diegesedgsepezie Gewalt wird gemeinschaftiich
VUXchden ng und durch zwei Kammern aus-

geubt
— Die Uebereinstimmungdes Königs und

eidcsrKammern ist zu jedemGesetzeerforderlich
·-

TwmnzSesetzekstwijrfeUnd Staatshaushaltsetats
werden der zweiten Kammer vorgelegt; letztere
werden von der ersten Kammer im Ganzen an-

genommen oder abgelehnt-«
«

Die beiden ersten Sätze ordnen an, daß, natürlich
nur auf dem Gebiete der Gesetz ebung, dem Land-

MTE
eben so viel Recht zustehen soschwie dem Könige

sel st Der dritte Satz aber giebt dem Ab eordneten-

haustalso auch dem Volke,von welchemdie A geordneten
gewahltWerden, ein noch höheresRecht als den Mit-

gliedern
des Herrenhaufesdie der König ernennt oder

estätigt So stshtdas Abgeordnetenhaus,der Verfas-
splxggemäß,zUUFIchstneben dem Könige und ochüber
Allen seinen Ministems Das haben unsereKönigeselbst
gewollt-als sie die Verfassungbeschworen ’

Manche Leute·denkennun, und wenn sie es nicht
denken,so sagen ie es doch,daß jener Artikel der Ver-
fassung dem Vol e ein ganz neues und bis dahin un-

erhörtesRecht gegeben habe. Aber das ist ganz und
gar nicht der Fall. Es ist vielmehr ein uraltes Recht
aller freien Männer des deutschen Volkes ge-

wexemdaß sie nur solchen Gesetzen gehorchen,
un nur solche Abgaben und Dienste leisten
brauchten, zu welchen sie selbst ihre Zustimmung
gegeben hatten, sei es in eigener Person, sei
es durch ihre Vertreter. Dieses Recht ist ihnen
am allerwenigstenin jenenalten Tagen bestrittenworden,
als das deutscheReich bei weitem das mächtigsteund

geeFrteste
in ganz Europa war. Vor jetzt neunhundert

Ja ren ist das sogenannte heiligeRömischeReichdeutscher
Nation aufgerichtet worden. Der es errichtete, war der

deutscheKönig Otto der Große. Er hat geherrscht
weit riber die Grenze des heutigenDeutschlandshinaus
Sein Reich ging vom Lymfiord bis zur Straße von

Messina, von der Maaß und der Meerenge zwischen
Calais und Dover bis zur Weichsel Die Dänischen
Könige,die PolnischenHerzoge, die Könige der Ungarn
huldi ten ihm als ihrem Lehensherrn. Jn Rom- saß
er ülZerdie Päpste zu Gericht, und die Könige von

Frankreichund von Burgund gehorchtenseinem Willen

Nach seiner Zeit ist das deutscheReich nur kleiner,
niemals größergeworden, und nie hat ein deuts er

Kaiser oder König eine Macht besessen,wie Otto

der Große. Und gerade dieser mächtigste unter

allen deutschen Fürsten hat niemals geglaubt,nnd
eben so wenig haben seine Diener und Rathenihm zu

sagen gewagt, daß an seiner Macht und Wurde noch
darum etwas fehle, weil das RechtdesVolkes ungebeugt
neben dem seinigenstehe. Selbst diesergewaltigeKönig
konnte seinem Volke nicht das kleinsteGesetz, nicht die

kleinste Abgabe auferlegen, er konnte keinen einzigen
freien Mann nöthigen,daß er ihm Kriegsdiensteleistete,
wenn nicht die Gemeindendes Volkes selbstihreZu-
stimmung dazu gaben. Freilichwaren·dieVer ältnisse
jener Zeit himmelweit von den unsrigen verschieden,



und es war die Betheiligungdes Volkes an den"ösfent-
lichenAngelegenheitenin ganz anderer Weisegeordnet,
als in der gegenwärtigenPreußischenVerfassung.Aber,
wir wiederholenes, es stand doch unverbrüchlichfest,
daß der freie Mann nur mitthatete, wo er mit-

gerathen hatte, und daß er zur Leistungkeiner Ab-
abe und keines Dienstes, und zum Gehorsam gegen
ein Gesetzgenöthigtwerden konnte, wenn Abgabe oder

Dienst oder Gesetznicht von der Volksgemeindegeneh-
migt waren.

Dieses Recht deutsgerMänner wurde freilichnach
den Zeiten des großen önigsvon Jahrhundert zu Jahr-
hundert immer mehr beschränktAber mit dem Verfalle
der deutschen Freiheit ist auch das deutscheReich
immer machtlosergeworden. Die Fürsten bekamen mehr
Gewalt im Reiche,als ihr Oberhaupt, der KaiserbesaßDamit zugleichwurde jeder von ihnen Herr des Lan es,
das er von Rechtsweien doch nur als Beamter des

Kaisers zu verwalten lsatteVon da an wurden zuerst
die Bauern ihrer Rechte und meist auch ihrer persönlichen
Freiheit beraubt. Später wurden auch die Bürger in
den Städten, die nicht gerade Reichsstädtewaren,’"«in
die äußersteAbhängigkeitgebracht. Zuletzt theilten die

Fürsten ihre Gewalt nur nochmit den Rittergutsbesitzern
und einigen städtischenBürgermeistern.Diese allein be-

fragten sienoch,wenn sieGesetzegaben,das Land besteuern
und Kriegsleuteaushebenwollten. Dabei wurde unser
armes Vaterland immer ohnmächtiger,so daßes beinahe
ein Wunder ist, daß unter den unsäglichenLeiden des

dreißigjährigenKrieges nicht das ganze deutscheVolk

zu Grunde gegangen ist. Da war es denn eine große
und segensreicheThat, daß unser großerChurfurst die

für immer vernichtetekaiserlicheMacht durch die Be-

gründung eines starken Brandenburgisch-Preußischen
Staates nachMöglichkeitzu ersetzenstrebte. Auch be-

trachteten unsere Vorfahren es mit utem Grunde als

einen wahren Segen, daß der Churfurstauch noch»den

Rittergutsbesitzernund BürgermeisternihrenAntheil an

dem Gesetzgebungs-und Besteuerungsrechtewegnahm
und dies vorläufig ganz allein ausubte. Denn jene
Herren hatten ihr bisheriges Recht dochnur zum Schaden
des Landes, zur Bedrü ung von Bürgern und Bauern
und zu ihrem eigenenvermeintlichenVortheilgemißbraucht.

Wir alle wissen, welche. großeWohlthaten Unser
Staat dem großenChürfürstenund den KönigenFriedrich
Wilhelm1. und Friedrich dem Großenzu verdanken

lzatAber als Friedrich starb, da war es auch hohe Zeit, aß
das Volk sein altes deutschesRecht wieder erlangte.
Dennoch blieb es ihm vorenthalten, und all das Unglück,
das iU den Jahren 1806 und 1807»darauffolgte, und

all die großenThaten, die unsere Vater in denJahren
1813—1815, wie ja noch heute immer geruhmt wird,
»fürKönig und Vaterland« gethan, und »alleschweren
Oh er, die sie damals gebracht haben, sind nicht hin-reichendgewesen,um ihnen das alte gute Recht wieder

zu verschaffen.
«

, »

Endlich im Jahre 1848 und dann durch die be-

schworeneVerfassungvon 1850 haben wir ein Recht

wiedererworben,das; wir nie wieder uns mälek
gar um ein Linsengerichtuns dürfenabskcäufen1iasvknerWahrlichunsere Urväter würden uns nicht als ihre
rechten Enkelanerkennen,wenn wir das uralte Recht
derdeutschenManner nicht als unserunverjährbares
Eigenthum festhalten,sondern es wie ein Geschenk an-

sehenwollten,das die Gnade uns geben,und die Unguade
uns wieder nehmendürfte. Wie unsere Ahnen in den
größtenTagen des alten deutschenReiches, so müssen
auch wir wieder heute und in aller Zukunft auf dem
uralten deutschenRechtsspruchebestehen: ,,Wo wir nicht
mithrathen, da wir nicht mitthaten.«

Politische Wochenfchau.

Preußen. Nachdem die vielfachlaut ewordene o un

diessJRegierungwürde nochim Laufedieses ahres diegaifnnmersii
ein erufen, sichnicht verwirklichthat, erwartet man jetzt mit
jedem Tage die KöniglicheVerordnung, welchedie Kammem
auf den 14. Januar 1865, den letzten Termin, bis zu welchem
sie verfassungsmäßigzusammentreten müssen,einberuft. Wie
man sagt, wird ihnen vor Allem wiederum das Militär-

ge etz vorgelegt werden, doch ist nach dem, was man hört,
ni t anzunehmen, daß die Vorlage den Beweis liefern wird,
daß die Regierung bei dem Gesetze, durch welches ie die
Militärreorganisationzu einer dauernden machen will,au«
den jetzt in drei wiederholtenWahlen laut und deutlichaus-

gesprochenenWillen derMehrheitdes Volkes Rücksichtnehmen
wird. Daß demgemäßüber das Militärgesetzso wie über ein

Staatshaushaltsgessehwelches mit Rücksichtauf dieses Militär-
esetz entworfen it, keine Einigung zwischenRegierung und
Fåzolksioertrerungerzielt werden wird, läßt sichmit ziemlicherBe-

stimmtheit voraussehen,und es wird daher eine der erstenAuf-
gabender Kammer sein,zu prüfen,ob sieohneeine Garantie,da«
bei der Führungdes Staatshaushalts künftigauf die Beschlüsse
der

Votlksveigrlkåigigenoänmenwird, auf eine vor-

aus i i v e et ung es Staats aueingiehhensoll.Wel e Stellung das Minister-kämKeil-II

R

aussichtlichenEntwicklungder Dinge einnehmenwird, ob es,
wie im vorigen Jahre die Session einfachschließenund die
Kammer vor Januar 1866 nicht zusammenberufen wird,
oder ob es, vertrauend dem Märchen, welchesihm einzelne
Parteigeuossenfortwährendvon dem erfolgtenUmschwung
im Jnnern vorerzählen,zu einer Kammerauflösungund einer

Neuwahl schreitenwird, darüber läßt sich kaum eine Ver-

muthung aussprechen,sollte aber das Ministerium den

zweiten Weg einschlagen, sollte es zu einer Auf-
lösung der Kammer und zu Neuwahlen schreiten,
so hoffen wir, daß sich jeder Staatsburger ek-

innern wird, daß er nicht nur das Recht, sondern

das- er die Pflicht hat, zu wählen,und swarsozu
wählen, wie er es na seiner inner ten Ueber-

zeugung dem Wohl des Staates fur angemessen
hält. Diese Verpflichtung hat er mit dem Schwurauf die

Verfassung übernommen und ihrer soll«er stetseingedenk sein«
Die Abgeordneten,KreisgerichtsrathPflucker und Kreis-

gerichtsdirektorLarz haben ihr Mandat niedergelegt.Wkt

hvoffemdaß die Wähler, wel e, vor vierzehnMonaten diese
iänner in die Kammer ge chickthaben, sichwiederum zur

Wahl freisinnigerMänner vereinigen werden. Jn Breslau
haben schondie der vereinigten liberalen Fraktion angehorenden
Wählmannerden Kaufmann Schöllek ais Kandidaten auf-
estellt. Jn Möks (Rheinland)ist der Landrathvon Ernst-

sarrsemKandidat der konservativenParis-I- welcher alB
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«

Wes l leitete, gewähltworden. Seine

FDILMKLTTSMRWeraerSeite der Stadtrath Duncker

und beim ersten Wahlgange von ultramontaner Seite der

frühereAbgeordneteyou Mallinckrodt Bei dem zweiten
Wahlgange wurde Vle Entscheldungzu Gunsten des konser-
vativen Kandidateu nur dadurchmöglich,daß sich die kon-

servative und die ultramontane Partei vereinigten,
um dem Herrn LandkathVVU Ernsthaufenihre Stimme zu geben.

Am 10. Januar 1865 werden zu Mohrungen siebzehn
Männer vor Gerichterscheinen,welche durch das Vertrauen

ihrer Wählerzur Vertretung der Rechte des preußischen
Volkesin das Abgeordnetenhausberufen worden sind. Es

Lmddies die Herren Bender, Buchholz, Donnalies,
kFrentzel’,Gerlach, . aebler, v. Hennig, v. Hoverbeck,
Dis. Jacoby, ProfessorMöller, Kalau v. d.«Hofe,
Papendick, Plehn, Pruß, Schmiedicke, Schlick und

Wiesse— Sie sind angeklagt, durch das im Anfang des
Jahres 1864 in der Provinz Preußen verbreitete und mit

ihrem Namen unterschriebeneFlugblatt: »Was thut dejm

Fabndmannin Preußen Noth« die Gesetze verletzt zu

)a en.

Jn Berlin hat die reaktionäre Partei bei Gelegenheit
des Eian es unserer siegreichenTruppen auf»eiiiejret auf-
fallende Bgeifegezeigt,wie wenig Boden sie im Vol e hat.
Von ihrer Seite war aufgefordertworden, es mochtensich
dochParteigenossen melden, welchedenTruppenfreie Quar-

tiere geben wollten· Und siehe da, in Berlin,«der Stadt

von mehr als 600,000 Einwohnern, in welcher, wie dieKreuz-
zeitung und ihre Gefährtinnen täglichbehaupten, ein solcher
Umschwungder öffentlichenMeinung stattgefundenhat, daß
es kaum noch einen liberal denkenden Menscheniebt, haben
sichbei dem betreffendenKomitå 60, sage sechzigPersonen
gemeldet. Es verstehtsichübrigensvon selbst,daßdie Trup-
pen nichts desto weniger von der Bevölkerung Berlins gut
aufgenommenworden sind.

» · »

Der inv Weglarzum Burgermeister- Beigeordneteiige-

wählte liberale tadtverordnete und Reiidant der städtischen
Armenkasse,C. J. Bepler ist von der Regierungzu Koblenz
nichtbestätigtworden. Das Urtheil in dem Disziplinar-
versahren ge en die Kreisrichter Pits in Lilsit und

Voigt in Kau ehnien lautet auf Strafver etzung und eine

Ordnungsftrafe von je 20 Th"lrn.Die Herren Rechtsanwälte
Reich und Moldänke zu Wehlau laben in der Stadt-

verordneten-Versammlungerklärt,daß sie,aufgefordertdurch
ein Schreiben des Justizministers, ihr Mandat als Stadt-
verordnete niederlegenmüßten.

Aus Grünberg in Schlesien haben wir die Tlatfache
zu melden, daß die Regierung zu Liegnitzauf das Gesuchder

Stadtverordnetenund des Magistratsbeschlossenhat, die

Nichtbestätigungder Wah des Kämmerers Helbig

Iurückzunehmem
und denselbenauf fernere 12 Jahre in

einem Amte zu bestätigen.
- Kuchesscn
hat siFPbis jetzt nichts geändert; die Stände erhalten noch
iortwalkeydvon den Gemeinden des Landes Zuftiminungs-
adkesseksfUr die Stellung, welche sie der Regierung egen-

iiber»el1lgsnvmmenhat. Dazwischen tauchen FortwahrendGerichte-»AberVeränderungenim Ministerium au, ohne daß
jedochselbstdel dem Eintritt derselben eine Besserungun-

ieter Zuständez»Uerwarten wäre. Die liberale Partei )offt
auf«dieUnterstiitzklngder preußischenRegierung, oder doch

Wemlclhstensdaßdiesele Vekhjnderuwerde, daß sich andere
deutf e Mächtein den Streit mischen werden.

NasskmzBei den Urwahlen hat die Fortschrittspartei
gesiegt- Eer interessanteScene hat in Wiesbaden selbst

Jn der Lage der Dinge in diesemStaate

ung des Regierungsdirektor Werten wegen Be-

choltenheit (derselbewar wegenthkcher zUk Untersuchung-
ezo en, und diese Untersuchungist bis JetztPUT kem feel-
prechendesUrtheil beendet, sondern scheintein e chlafen zu

sein)protestirt Der Herr Regierungsdire or Werken
wollte eine solcheEiesprachenicht geltenlassen,dass wah-
reud des Auslie ens der Wählerliftenhatte eingebrachtwerden
müssen. Dr. raun wies darauf nach-«daß der Herr
Werren vor Kurzem an einem andern Orte im Interesse del·

·

Regierun geradedas entgegen efetztePrinzip aufgestellthatte.
Wem fä t da nicht das alte ort ein:

»Ja Bauer, das ist ganz was anders!«
«

Das Resultat war, daß der Herr Regierungs-
direktor nicht mitwählen durfte.

Baden. Der«enigeTheil der liberalen Partei, wel er
’

sich von dem Nationalverein getrennt hat, weil er die e-

tonung der preußischenSpitzenichtmehr ür zeitgemäfzhält,
wird in Mannheim ein neues Jlat ers einen lassen, um

seine Anschauungenzu verbreiten.
Bayern. Der 1unge»Könighat einen sehr patriotischen

Brief in der Elbherzo thumer-Fragean den König von Han-
nover geschrieben,— ie Nachrichtvon der Abtretung eines

deutschenKohlenlagersan Frankreich,welchesoviel Gelegen-—
«

PettzU A»UgUffeUgegen Preußen gegeben hat, sollte darin
ihre Erklarungsitzt-en,daß es sich um den Verkauf eines iu-
Rheinbayern liegendenKohlenreviers an eine französische
Gesellschafthandle,jedoch wird die Richtigkeitdieser Na ri t
auf das bestimmteste von München aus in Abrede gkstelt
Jtalien.»Jn Turin beschäftigtman sichsehr eifrig mit. -

den Vorbereitungenzur Verlegung der Residenz des neuen

KönigreichesnachFlorenz.— Die Verminderungder Armee

ist ernstlichin Angrissgenommen, es finden sowohl bei dem

Landseer
als auch auf der Flotte starke Entlassungen statt,

und offt das Ministerium auf dieseWeise schnelleine Ver-
besserungder sehr zerrütteten Finaii lage zu erreichen.

Von Rom aus war das Gerü t von einem beabsichtigsj
ten Attentat auf das Leben des Papstes verbreitet, und haben-
daselbstauch in Folge dessenzahlreicheVerhaftungeiistati-
gefunden. Wie sichjetzt herausstellt,waren die Hauptattens
täter bekannte Mitglieder der reaktionären Banden ini Neapos
litanischenund Spione im Dienste der päpftlichenRegierung.
Man hatte also walrs einlich nur den Zweck, den Kaiser-
Napoleon von der Notwendigkeitder Fortdauer der fran-
zösischenBesatzung Roms zu überzeugen.

—

fespieltz
wo eine Anzahl von Wählern gegen die Zulass

Die Grundsteuer und die Fortschrittspartei
lautet die Ueberschrift eines wider uns gerichteten Artikels
der Provinzial-Korrefpondenz.Das, wie man sagt, im Staats-

ministerium redigirteBlatt, scheut sichzwar, uns bei unserem
Namen zu nennen und be eichnetuns nur als »einBlatt,
welchesdie (Fortschritts-) artei recht eigentlichzur Beleh-
rung des Landvolkes gegründethat«; wir lassen ·uns aber

diese Bezeichnunggerne gefallen und könnennur die Bemer-

kung nicht unterdrücken,daß es auch fur manchenStadt-

bewohner recht gut wäre, wenn er von uns nur etwas-lernte,
und der Provinzial-Korrespondenznamentlich würde es recht ,

nützlichsein, wenn sie sich an unserer Aufrichtigkeitund

Wahrhaftigkeitein Beispiel nehmen möchte.Sie wurde dann

nicht mehr in Versuchun gerathen, derartige Verdrehungen
der Wahrheit, wie in dem ewe ten Artikel,vorzunehmenspSie

ift keck genug, zn behaupten,aß die MehrzahlderfgäterenFührer der Fortschrittsparteiim Jahre 1861·fur»die rund-v
steuer efetze gestimmt hätten. Zum Beweise fuhrt sie-aus

der bstimmungslistedie Namen Behrend, Bockum-Dolffs,



Carlowitz, Dunker, Frehsee, Gneist Grabow, Groote, Hehl,
Jinmermann, Lette, Pieschel, A noch, Aßmann an. Von
den genannten Herren gehörennur zwei, Behrend und Immer-
mann, zu der Fortschrittspartei, die Herren Lette, Gneist,
BockumiDolffs,Carlowitz, Pieschel,Aßmannsind Mitglieder
des linken Zentrums, Grabow gehörtzu keiner Partei, und

Allnoch war von 1862 an nicht mehr Mitgliedder Kammer.
Nun kommt aber die Verdrehung. Es gehören
zwar zur Fortschrittspartei Abgeordnete, welche

uncker, Frese, Hepl und Groote heißen, es

sind dies aber nicht dieselben Abgeordneten, welche
1861 für die Grundsteuergesetze gestimmt haben-
Der Dunker von 1861 war der Stadtrath Herrmann Duncker,
währendder ur Fortschrittspartei ehörendeAbgeordnete der

Buchhändler»an»zDuncker ist. DerKaufmann Heyl aus
Berlin ist Mitgliedder Fortschrittspartei, der 1861 der
Kammer

angehorigeFriedensrichterHeyl wohnt in Saarlouis.
Der Gutsbe itzer Frehsee wohnt in der Mark und der Schrift-
stellerJulius Frese, welcher zur Fortschrittspartei gehört,
ist ein Westphale. Ebenso ist es mit Herrn Groote. Der
von 1861 war der erzbischöi e Kan ler aus Köln, das

Mitgliedder Fortschrittspartei ist er disziplinirteLandgerichts-
tath Groote aus Düsseldorf. Es ist also entschieden
eine auf Täuschung igdrerLeser berechnete Be-

auptung, wenn die rovinziaslsKorresponZdenz
agt, »daß die späteren Führer der Fortschritts-

partei 1861 für die Grundsteuer gestimmt hätten.«
Wär’ dieser Plan nicht gar so erzlichdumm,
Jch wär’ versucht,ihn sehr ges eut zu nennen-

Jn dem von der Provinzial-Korrespondenzan egrifsenen
Artikel hatten wir uns darauf beschränkt,den Ausfltreuungen
der feudalen Pariei entgegen zu treten,«welche den Bauern

weiß machen wollen, daß die Fortschrittspartei die

Grundsteue-r eingeführthabe. Dem gegennberhatten
wir erklärt: »daß die 1861 genehmigten Grundsteuer-

esetze niemals die Zustimmung des gegenwärtigen
bgeordnetenhauses gefunden haben würden, und

daß die Abgeordneten, welche später die Fort-
schrittspartei gegründet, damals gegen diese Ge-

setze gestimmt hatten. Natürlich konnte nur von der

Mehrheit derselben die Rede sein und durfte die einzige
Ausnahme, Behrend, nicht besonders herporgehobenwerden.

Jmmermann gehörtenicht zu den Grundern der Partei,
er trat erst spater hinzu. -

Ueber die Gründe dieser Abstimmung haben wir uns

bereits in der letzten Nummer unseres Blattes ausgesprochen
und dabei keineswes verschwiegen,daß einer derselben die
den früher Grund teuerfreien ausgesetzteEntschädigungge-
wesen ist. Es war dies. aber keineswegs der entscheidende
Grund. Dieser lag»vielmehr in der durch das Gesetz be-

stimmten Stctketerhohung Zum Beweise dieserBehauptung
wollen wir die Schlußworte der Rede des Abgeordneten
Dr. Waldek hierhersetzetk»Er sagt-e:
»Wie kann das gegenwärtngHaus, um die Sache formell

zu betrachten, irgendwieberechtigtsein, ein Finanzgesetzfür
den Zeitraum von 1865 zu machen? Es hat dazu nicht
die Berechtigung, es kennt die Bedürfnisse nicht,
es hat nicht das Budget von 18·65 festzusetzen.
Für die jetzigen Bedürfnisse wird dieGrhöhunfåznichtgefordert, denn es ist bekannt, daß für die jetzigen )

edürf-
nisse im Budget anders

vorgesehenist. »

Jch resümirealso meine An icht kurz dahin: ich halte die

Gesetze für trennbar und darum werde ich für dieses Gesetz,
welchesdie allerwichtigsteFrage und-— ugleichdie schwierigste
zu lösengedenkt, stimmen, wenn dass- dntingent herabgesetzt

wird von 10,000,000 auf 8,500,000 Thlr. Unter dieser
Voraussetzung würde i für die Vorlage stimmen, sollte
aber die Untrennbarkeit eststehendbleiben, und alle Gesetze,
so wie sie jetzt sind, zur Annahme kommen,so würde ich
nicht dafür stimmen können.«

Zur Volkserzichungi
Von

Fanny Lewald.

2. Eine Weihnachtsbetrachtung
Wer schafft uns die Fortbildungsschulenfür die Töchter

und Frauen der Armen? fragten wir uns neulich, als ich
den Lesern dieser Blätter von meiner Begegnungmit dem

jungen Handwerkerberichtete.
Wer sie uns schaffenwird, wenn wir erwarten, daß sie

eines Tages als ein fertiges,vplltändiges Ganze vor

uns stehen sollen, das weiß ich freili nicht«aber daß sie
zu schaffensind, daß jeder halbwe«s·11nterritete und wohl-
ineinende Mensch, so Mann als Abs akkfanen kann, sie
uns zuschaffen und herzustellen, davon bin ich überzeugt,
Nur müssenwir uns zu dem Grundsatz der Selbsthilfebekennen,
nnd uns, das Entstehen und Schaffen in der Natur zum
Vorbilde nehmend, es nichtverschmähenmit dem Kleinen,
dem Unscheinbaren,zu beginnen.

Wir leben jetzt wieder einmal in der Weihnachtszeit,und
es wird sicherlichkaum eine auch nur einigermaßenbegütektc
Familie in ganz Deutschland geben-,welche»bei den Vor-

bereitungenfur das Fest der Armen-nichtgedachte.Zahlreiche
Vereine bringen in diesemAugenblick.wieder Gabenfür die

Armen aller Art zusammen, Männer holenBeitrage für sie
ein, Tausende von, fleißi en Frauenhanden sind Tage und

Wochen lang damit beschäftigt,Handarbeiten für Wohl-
thätigkeitslotterienund Bazars zu arbeiten, hundert andere

Frauen werden ebenfalls Tage und Wochendazu verwenden,
in den HäusernihrerFreundinnen dieseArbeiten zum Besten
der Armen feil zu bieten, und wieder Andere werden auf
diese Weise kaufen, was sie nicht brauchen konnen, «werden
aber auch Geld genug ausgeben die Weihna tsbescherung
für eine gewisseAnzahl von Armenzu ermöin en«

Und mit all diesem Aufwande von Zeit, von

Kraft und Mitteln, werden Sie sammt und sonder--
doch wieder keinen Schritt über das elende Almosen
hinausgekommen sein, werden »Sie Alle Nichts

eleistet haben, was Dauer Ratteodek Frucht
Zungenkönnte, werden Sie en Armen Nichts
erwiesen haben, was auf den Namen einer wahren
Wohlthat irgend einen Anspruch machen konnte;
denn die Kleider und Strümpfe und Hemden, die Sie ver-
theilen, sind bald abgetragen, und der Puppenunddes Spiel-
zeuges bedürfen die Kinder nicht, die glucklicherWeisein

einer alten Fußbank und in einem in ein Tuch gewickelten
Kissen,Häuser

und Puppen und Wagen Und Petde und
Ales, was sie wollen, sehen nnd besitzen,so langeman- ihre
thätige Einbildunskraft nicht wie die der reichenKinder

durch prachtvolle eschenkeabgestumpfthat.
Wie wäre es aber, wenn man dem Strome der Wohi-
thätigkeiteine andere Ricktnngzu gebenversuchte?Wenn
unsereFrauen ihr Geld, 1)r·eKraft, ihre Zeit in. einer Weise

zu verwerthen anfingen-·die allmählich,sicherlichUUT seht

allmählich,die Nothwendigkeitdes vielen Almosengebensver-

mindern, und Hülfsbedürftigein Menschenverwandeln konnte,

die sich selbst zu helfen im Stande waren? » » »

ch zweier nicht daran, daß z. B. in BerlinalIeStUzIII
diesen Wochen mindestens tausend Frauen, jede MMLEIEMV

zehn Stunden für-die WeihnachtstM
Hierzu eine Beilage-.



Beilagezu der »Verfassung«am 17. Dezember1864.

au t unkt ist. Die Regierun veraus abt

Egiskchdfzrikäkeitäaren immer nochdieStaatgsgelder,the
daß ste-durch ein Gesetzdazu·ermächtigtist. Aber, jagt der

Schreiber»daran ist nicht die Regierung,sondern das Ab-

zpkdnekenhaus Schuld. Denn (das ist der Sinn seiner
me) warum billigen die Abgeordnetennicht alle Aus-

aben, die die Regierung doch für schlechthin»UVthWMdig
hält'sAber in der Verfassung steht nicht,daß die Ausgaben
gemachtwerden sollen, welche die Regierung, sondern nur
die, welche auch die Volksvertre»ung fur-nothwendig
hält. Auch wäre das wohl ein schonesBewilligun srecht,
wenn der Eine Alles bewilligen mußte, was· der Andere
durch-ins haben win. Natürlichpaßt esse einein Schin-
ber auch gar nicht, daran zu denken, daßdieRegierung nicht
mit ihrem ei enen Gelde, sondern mit dem Gelde des
Volkes wirt schaftehWem aber das Geld gehört,der hat
auch das Re t, zu verlangen, daß dieses Geld nur so weit
Und mir zu solchenZweckenverwandt wird, «wieer selbst
oderseine Vertreter es gut heißen. Das ist ein·Recht, das

einein einzelnenManne und also noch weniger einein ganzen
Volke vorenthalten werden kann. Es ist gerade dasjenige
Recht, welches der"Artikel 99 der Verfassung dem
Preußischen Volke nicht geschenkt, sondern endlich
wiedergegeben hat.

. . . SprechfaaL
Aus Hinterpoinmerm Jn der Nr. 9 Jhres Blattes

befindet sicheine Notiz, nach ivelcherdie reaktionäre Partei
den kleinen Besitzer mit der am 1. Januar k. J. iu Kraft
tretenden Grundsteuerzu schreckensuchtund den einfachenLand-
mann überreden will, daß er diese, ihn künftigbelastende
Steuer dem freisinni en Theil der Abgeordneten, ja gar den

Mit liedernunserer etzigenFortschrittsparteizu danken habe.
Quid-Hierkäßtes jene Partei nichtan dergleichenMitteln

fehlen um den kleinen Besitzereinzuschüchternund womöglich
zu sichherüberzu ziehen.— Jn den allermeistenFällen ist«
dies
natürkizhaber. ganz ohne Erfolg.

Wenn smukh un weifelhaft ist, daß Ortschaften, welche
durchwe nur guten oden besitzen,den sie auch noch durch
niuhevo e Arbeit in guten Kulturzustand ebracht haben,
durch die Grundsteuer etwas höhereAbgaien zu ahlen
haben werden, so ist es auch gewiß,daß viele Dorfs aften
weni oder gar nicht in der bisher bezahltenSteuer werden

erhögtwerden·

a ich selbstden Arbeiten zur GrundsteuersVeranlagung
na e gestandenhabe und viel mit dem Bauernstandein Be-
rü rung gekommenbin, so weißich aus eigener Erfahrung,
da gerade unter den kleineren Besitzern durchaus nicht eine

solcheAbneigungge en die für sie ja schonvorhandene Steuer
l)ei-rseht,vielmehrerfstvon der reaktionären Partei beigebracht
werden soll«

Wenn schon den Bauern Manches nicht anz verständli·
thU durfte,eins fühlen sie aber dochdeutlgichheraus, -da?
UUU endlichder großeGutsbesitzer mit ihnen gemeinschaftlich
an bekstth Steuer zu tragen haben, und nicht mehr wie

bishkkwthnmtgezgenübereine bevorzugteStellung-einnehmen
nied. Nach-wenigenWochenschonwird der Bauer im Stande
sein-von Neuem zu beurtheilen, auf welcher Seite er seine
wahrenFreunde-·zU«»sindenhat, und welche Partei sichseines
VMIteintlicheLeichtglaubigkeitzu«Nutze zu machen-sucht.-«- «

— Indem wir die Zuschriftdes geehrtenEinsenders wori-
getreu abdrucken,können wir nichtunterlassen»auf Folgendes
aufmerksamzu machen. Da wir«ein Wochenbtatt schreiben-
so haben wir den Grundsatz, keine Fortsetzungen zu geben,
sondern jeden Aufsatz in der betreffendenNummer zn Ende

zu bringen. Die Folge hiervon ist, daß in de·rRegel nur

eine Seite der angeregten Fra«e besprochenwird, und dann

stets stillschweigendder Vorbehalt»machtIst bei Olymp
Gelegenheit auf dieselbe zurückzu kommen.Indemwi·t sV
verfahren, lauben wir möglichstwei Klippen szu vermeiden,
denen der Herausgebereines politischenBlattes nur schwer
entgeht: Unverständlichkeitund Wiederholung. »

Auch in der Nr. 9 unseres Blattes hatten wir demgemäß
gehandeltUND einfachfestgestellt:daß es eine Lüge wäre,
wenn von der feudalen Partei jetzt ausgesprengtwürde, daß
die thtschkittspattet die Grund- und Hausersteuereingeführt
habe, indem fast ekleMitilieder des Landtags von 1861,
welche der 1862 gebildeten orts rittspartei beitraten, gegen
diese Gesetz gestimmt hatten. ie geehrte Zuschrift aus

Hinterpommernveranlaßt uns heute, kurz die Gründe- an-

zuführen,welche jene Abgeordnetendamals bewogen, den

Grundstellekgesesetiihre Zustimmungzu versagen.
Erstens waren sie·Gegnerder den bisher steuerfreien

Gutsbesitzern u gewahrenden Entschädigunund sa ten
unserer Auffassungnach ganz vernünftig, shaßdas e-

steuerungsrecht ein Natiirrecht des Staates wäre, und daß
deshalb keine Regierung das Recht besäße,irgend eine Person
oder Sache über die Dauer ihres Regiments hinaus von

jeder Steuerzahlungfreizusprechen.Aus diesemGrunde sei
die in der VergangenheitEinzelnen gewährteGrundsteuers
freiheit für die Jetztzeit unverbindlich,und erschienees daher
als eine ungerechtfertigteBegünstigungEinzelner auf Kosten des

ganzen Volkes, wenn man ihnen setzt dieses angeblicheRecht
auf Steuerfreiheit abkaufe. Zweitens konnten sie sich mit
der Erhöhungdes Gesammtbetrages der Grundsteuer in keiner

Weiseeinverstandenerklären,indem sieden richtigenGrundsatz
aussprachen,daß dem Volke nicht im Voraus ukünftie neue

Lastenauferlegtwerden dürfen,ehees nicht genau seitestelt wäre,
zu welchemZwecke die Erträge dieser Stenererhö)ung zu ver-

wenden und daß sie überhaupt zum Bestehen des Staates

nothwendi wären. Sie sprachen endlichdem Abgeordneten-
hause das siechtab, für das Jahr 18«6;)eine Steuer-erhöhung
festzustellen,da es keine Befugnißbesäßein die Rechte seines
für 1865 durch die Verfassun vorgesehenenNachfolgers

im

voraus einzugreifen. Nieman könne in die Zukunf sehen,
und man könne weder wissen, ob im Jahre 1865 noch die-

selbe Regierung am Staatsruder sitzen und dieselben Ab-
eordneten vom Volke wieder gewähltwerden würdenzaberselbstwenn man diesen wenig wahrscheinlichenFallannehmen

wolle, so sei es doch keineswegsgewiß,daßnach vie»rJahren
dieselbenMänner auch dieselbenMaßregelnals nützlichbe-

trachten würden Die Geschichte sei eine Lehrerin deren

Unterricht selbst der Aelteste undErsahrenstesich nicht ent-

ziehenköune, deshalb se»ies im außerstenMaße bedenklich,
ihr vorausgreifen und uber die Zukunft eines Volkes im

Voraus Bestimmungen treffenzu wollen.
.

Wir denken, die»Geschichtehat ihren Schülern Recht
gegeben, Und das»im Januar 1865 zusammentretendeAb-

geordnetenhaus wurde die Grundsteuervorlagenides Jahres
1861 mit großerMehrheit veriverfen.

Druck und Verlagvon ·Ftrsnz«Dunckerin Berlin. F- VerantwortlicherRedakteur und Hei-ausgebenDr. G. Lewinstein in Berlin.
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